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A. Zielsetzung 

Die Flankenvereinbarung ermöglicht der Russischen Föderation und der 
Ukraine, in der Flankenregion des Vertrags über konventionelle Streit- 
kräfte in Europa (KSE-Vertrag), die in seinem Artikel V Abs. 1 Buchstabe A 
definiert ist, mehr gepanzerte Kampffahrzeuge, Kampfpanzer und Artille- 
riewaffen als bisher zu stationieren. Die nationalen Anteilshöchststärken 
werden dadurch nicht überschritten. 

B. Lösung 

Ratifizierung der Flankenvereinbarung. 

Die Flankenvereinbarung bedarf der Mitwirkung der gesetzgebenden 
Körperschaften in Form eines Bundesgesetzes, da sie eine Änderung 
des KSE- Vertrags bewirkt, der seinerseits gemäß Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes Gegenstand eines Gesetzes war (BGBl. 1 991 II 
S. 1154, 1992 II S. 1036). 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 

Dem Bund entstehen durch das Gesetz geringe Personal- und Verwal- 
tungskosten für die Durchführung der Zusatzinspektionen. Die Flanken- 
vereinbarung gestattet den 30 Vertragsstaaten zusammen pro Jahr 
elf Zusatzinspektionen, so daß die Verifikationsorganisation im Ge- 
schäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung voraussicht- 
lich nicht mehr als eine Zusatzinspektion pro Jahr durchführen kann. 
Entsprechende Haushaltsmittel sind im Einzelplan 14 zu erwirtschaften. 
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Ländern und Gemeinden entstehen durch das Gesetz keine zusätz- 
lichen Kosten. 

Auswirkungen auf die Einzelpreise und auf das Preisniveau sind nicht zu 
erwarten. 

E. Sonstige Kosten (z. B. Kosten für die Wirtschaft, Kosten für soziale 
Sicherungssysteme) 

Keine 


2 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

031 (21 2) - 378 50 - Ko 48/96 Bonn, den 23. Oktober 1 996 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschiossenen Entwurf 
eines Gesetzes zum Dokument vom 31 . Mai 1 996 zur Änderung des Vertrags 
vom 19. November 1990 über konventioneiie Streitkräfte in Europa (Flanken- 
vereinbarung) mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Auswärtige Amt. 

Der Gesetzentwurf ist dem Bundesral am 27. September 1996 als besonders 
eübedürftig zugeleitet worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 703. Sitzung am 18. Oktober 1996 gemäß Arti- 
kel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zum Dokument vom 31. Mai 1996 
zur Änderung des Vertrags vom 19. November 1 990 
über konventionelle Streitkräfte in Europa (Flankenvereinbarung) 

Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Dem von der ersten Konferenz zur Überprüfung der Wirkungsweise des Ver- 
trags über konventionelle Streitkräfte In Europa (KSE-Vertrag - BGBl. 1991 II 
S. 1154, 1992 II S. 1036) und der Abschließenden Akte der Verhandlungen über 
Personalstärken in Wien am 31. Mai 1996 angenommenen Dokument, das von 
den Vertragsstaaten des Vertrags vom 19. November 1990 über konventio- 
nelle Streitkräfte in Europa vereinbart wurde, (Flankenvereinbarung) wird zuge- 
stimmt. Die Flankenvereinbarung wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt arti Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Flankenvereinbarung nach ihrem Abschnitt VI in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Zustimmungsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf die Flankenvereinbarung findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
Anwendung, da sie sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem die Flankenvereinbarung nach ihrem 
Abschnitt VI für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt. Im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 

Kosten 

Die geringfügigen Personal- und Sachausgaben werden durch Umschichtungen 
im Einzelplan 14 gedeckt. Es entstehen deshalb keine Mehraufwendungen für 
die öffentlichen Haushalte. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf das 
Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 

Durch das Zustimmungsgesetz entstehen Wirtschaftsunternehmen, insbeson- 
dere mittelständischen Unternehmen, keine Kosten. 

Sonstige Auswirkungen 

Auswirkungen auf die Umwelt und den Verkehr oder Folgen von frauenpoliti- 
scher Bedeutung sind nicht zu erwarten. 






6 



Deutscher Bundestag -13. Wahlperiode Drucksache 13/5889 


Dokument, 

das von den Vertragsstaaten 
des Vertrags vom 19. November 1990 
über konventionelle Streitkräfte In Europa vereinbart wurde 

Document 
ayant fait l’objet 

d’un accord entre les Etats Parties au Traitä 
sur les Forces armees conventionnelles en Europa en date du 19 novembre 1990 

Document 

agreed among the States Parties 
to the Treaty on Conventional Armed Forces in Europa 
of November 19, 1990 


Die 30 Vertragsstaaten des Vertrags vom 
19. November 1990 über konventionelle 
Streitkräfte in Europa, im folgenden als 
Vertrag bezeichnet, 

sind wie folgt übereingekommen; 

I 

1 . Jeder Vertragsstaat erfüllt in vollem Um- 
fang unter Berücksichtigung der in diesem 
Dokument getroffenen Klarstellung bezüg- 
lich des in Artikel V Absatz 1 Buchstabe A 
des Vertrags beschriebenen Gebiets und 
unter Berücksichtigung der in diesem Do- 
kument getroffenen Vereinbarungen be- 
züglich des Vertragsspielraums bis zum 
31. Mai 1999 die im Vertrag einschließlich 
seines Artikels V festgelegten zahlenmäßi- 
gen Begrenzungen. 

2. Absatz 1 dieses Abschnitts ist so aus- 
zulegen, daß kein Vertragsstaat, der zum 
Stichtag 1. Januar 1996 die im Vertrag ein- 
schließlich seines Artikels V festgelegten 
zahlenmäßigen Begrenzungen erfüllt hat, 
berechtigt ist. eine der im Vertrag festge- 
legten zahlenmäßigen Begrenzungen zu 
überschreiten. 

3. Im Einklang mit dem Beschluß der Ge- 
meinsamen Beratungsgruppe vom 17. No- 
vember 1995 arbeiten die Vertragsstaaten 
im höchstmöglichen Ausmaß zusammen, 
um sicherzustellen, daß die Bestimmungen 
dieses Dokuments vollständig umgesetzt 
werden. 

II 

1. Innerhalb des in Artitel V Absatz 1 
Buchstabe A des Vertrags beschriebenen 
Gebiets, das zum Zeitpunkt der Unter- 
zeichnung des Vertrags der Union der 


Les 30 Etats Parties au Tralte sur les For- 
ces armees conventionnelles en Europe, 
en date du 19 novembre 1990, ci-apres 
denomme le Traite, 

Ont convenu de ce qui suit; 

I 

1. Tenant compte des precisions önon- 
cees dans le präsent Document en ce qui 
conceme la zone decrite ä rArtIcle V, para- 
graphe 1 du Traite et tenant compte des 
interprätations relatives aux äläments de 
Souplesse änoncäs dans le präsent Docu- 
ment, chaque Etat Partie se conforme plei- 
nement aux limites numäriques prevues 
dans le Traitä, notamment ä l’Article V, le 
31 mai 1999 au plus tard. 

2. Le paragraphe 1 de la presente section 
est compris de teHe maniäre quMI ne donne 
ä aucun Etat Partie, qui ätait en conformite 
avec les limites numäriques prävues dans 
le Traitä, notamment ä TArticle V, au 1®^ jan- 
vier 1996, le droit de däpasser Tune quel- 
conque des limites numäriques prevues 
dans le Traitä. 

3. Conformement ä la decislon du Groupe 
consultatlf commun en date du 17 novem- 
bre 1995, les Etats Parties coopärent dans 
toute la mesure du possible pour garantir la 
pleine application des dispositions du pre- 
sent Document. 


II 

1 . Dans la zone däcrite ä rArticle V, para- 
graphe 1(A), du Traite, teile que la conce- 
vait i’Union des Räpubliques sociaiistes 
soviätiques au moment oü le Traitä a äte 


The 30 States Parties to the Treaty on 
Conventional Armed Forces in Europe of 
November 19, 1990, hereinafter referred to 
as the Treaty, 

Have agreed as foHows: 

I 

1 . Each State Party shall, taking into 
account the claiification set forth in this 
Document relating to the area described in 
Article V, subparagraph 1(A), of the Treaty 
and taking into account theunderstandings 
on flexibility set forth in this Document, 
comply fully with the numerical limitatlons 
set forth In the Treaty, including Article V 
thereof, no later than 31 May 1909. 


2. Paragraph 1 of this Section shall be 
understood as not glvlng any State Party, 
which was in compliance with the numeri- 
cal limrtations set forth In the Treaty, in- 
cluding Article V thereof, as of 1 January 
1996, the right to exceed any of the numeri- 
cal limitatlons set forth in the Treaty. 

3. Pursuant to the Decision of the Joint 
Consultative Group of 17 November 1995, 
the States Parties shall co-operate to the 
maximum extent possible to ensure the full 
Implementation of the provislons of this 
Document. 


11 

1 . Within the area described in Article V, 
subparagraph 1 (A), of the Treaty, as under- 
stood by ^6 Union of Soviet Socialist 
Republlcs at the time the Treaty was 
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Sozialistischen Sowjetrepubliken zuge- 
rechnet wurde, begrenzt die Russische 
Föderation ihre Kampfpanzer, gepanzerten 
Kampffahrzeuge und Artilleriewaffen, so 
daß spätestens mit 31. Mai 1999 und 
danach die Gesamtzahl nicht größer ist als: 

(A^ 1 800 Kampfpanzer; 

(B) 3700 gepanzerte Kampffahrzeuge, da- 
von werden nicht mehr als 552 inner- 
halb der Oblast Astrachan, nicht mehr 
als 552 innerhalb der Oblast Wolgo- 
grad, nicht mehr als 310 innerhalb des 
in Abschnitt ill Absatz 1 dieses Doku- 
ments beschriebenen östlichen Teils 
der Oblast Rostow und nicht mehr als 
600 innerhalb der Oblast Pskow dis- 
loziert; und 

(C) 2400 Artilleriewaffen. 

2. Innerhalb der Oblast Odessa begrenzt 
die Ukraine Ihre Kampfpanzer, gepanzerten 
Kampffahrzeuge und Artilleriewaffen, so 
daß mit der vorläufigen Anwendung dieses 
Dokuments und danach die Gesamtzahl 
nicht größer ist als: 

(A) 400 Kampfpanzer; 

(B) 400 gepanzerte Kampffahrzeuge; und 

(C) 350 Artilleriewaffen. 

3. Mit der vorläufigen Anwendung dieses 
Dokuments und bis zum 31. Mai 1999 
begrenzt die Russische Föderation ihre 
Kampfpanzer, gepanzerten Kampffahr- 
zeuge und Artilleriewaffen innerhalb des in 
Artikel V Absatz 1 Buchstabe A des Ver- 
trags beschriebenen Gebiets, das zum 
Zeitpunkt der Unterzeichnung des Vertrags 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepu- 
bliken zugerechnet wurde, so daß die Ge- 
samtzahl nicht größer ist als: 

(A) 1 897 Kampfpanzer; 

(B) 4397 gepanzerte Kampffahrzeuge; und 

(C) 2422 Artilleriewaffen. 

Ill 

1 . Für die Zwecke dieses Dokuments und 
des Vertrags gilt das folgende Hoheitsge- 
biet der Russischen Föderation mit Stand 
vom 1 . Januar 1996 als in dem in Artikel IV 
Absatz 2 des Vertrags beschriebenen Ge- 
biet und nicht in dem in Artikel V Absatz 1 
Buchstabe A des Vertrags beschriebenen 
Gebiet befindlich; die Oblast Pskow; die 
Oblast Wolgograd; die Oblast Astrachan; 
jener Teil der Oblast Rostow, der östlich 
der Linie Kuschtschewskaja - Wolgodonsk 
- Grenze der Oblast Wolgograd liegt und 
Wolgodonsk einschließt; und Kusch- 
tschewskaja und ein schmaler Korridor im 
Kraj Krasriodar, der nach Kuschtschew- 
skaja führt. 

2 Für die Zwecke dieses Dokuments und 
des Vertrags gilt das Hoheitsgebiet der 
Oblast Odessa der Ukraine mit Stand vom 

1. Januar 1996 als in dem in Artikel iV 
Absatz 3 des Vertrags beschriebenen Ge- 
biet und nicht in dem in Artikel V Absatz 1 
Buchstabe A des Vertrags beschriebenen 
Gebiet befindlich. 
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signä, la Föderation de Russie limite ses 
chars de bataille, vöhicuies blindös de 
combat et pieces d'artillerie de sorte que. 
le 31 mal 1999 au plus tard et ultörieure- 
ment, les quantites globales ne döpassent 
pas: 

(A) 1 800 chars de bataille; 

(B) 3700 vöhicules blindes de combat, 
dont 552 au maximum dans r«oblast»> 
d’Astrakhan, 552 au maximum dans 
r«oblast» de Volgograd, 310 au maxi- 
mum dans la partie orientale de 
r«oblast» de Rostov decrite ä la section 
III, paragraphe 1, du präsent Docu- 
ment, et 600 au maximum dans r«ob- 
last» de Pskov; et 

(C) 2 400 piöces d’artillerie. 

2. Dans r«oblast» d’Odessa, TUkraine 
limite ses chars de bataille, vöhicules btin- 
dös de combat et pieces d’artillerie de 
Sorte que, dös Tapplication provisoire du 
präsent Document et ultärieurement, les 
quantitäs globales ne depassent pas: 

(A) 400 chars de bataille; 

(B) 400 vehicules blindäs de combat; et 

(C) 350 piäces d’artillerie. 

3. Däs Tapplication provisoire du präsent 
Document et jusqu’au' 31 mal 1999, la 
Fädäration de RusSie limite ses chars de 
bataille, vähicules blindäs de combat et 
piäces d’artillerie dans la zone däcrite ä 
l’Article V, paragraphe 1(A). du Traitä, teile 
que la concevait l’Union des Räpubliques 
socialistes soviätiques au moment oü le 
Traitä a ätä signä, de Sorte que les quan- 
titäs globales ne däpassent pas: 

(A) 1 897 chars de bataille; 

(B) 4397 vähicules blindäs de combat; et 

(C) 2422 pieces d’artillerie. 

Ill 

1. Aux fins du präsent Document et du 
Traitä, le territoire de la Fädäration de Rus- 
sie däcrit ci-apräs, tel qu’il ätait constituä le 
1^ janvier 1996, est considerä ätre situä 
dans la zone däcrite ä l’Article IV. para- 
graphe 2, du Traitä et non pas dans la 
zone decrito ä l’Article V, paragraphe 1(A), 
du Traitä, et comprend: r«oblast» de 
Pskov, l’«oblast» de Volgograd, r«oblast» 
d’Astrakhan, ia partie de r«oblast» de 
Rostov situee ä l’est d’une ligne allant de 
Kouchtchevskaya ä Volgodonsk jusqu’ä la 
frontiäre de r«oblast>» de Volgograd, com- 
prenant notamment Volgodonsk, Koucht- 
chevskaya et un ätroit couloir traversant le 
«krai» de Krasnodar jusqu’ä Kouchtchev- 
skaya 

2. Aux fins du präsent Document et du 
Traitä, le territoire de r«oblast» d’Odessa 
(Ukraine), tel qu’il ätait constituä le l®' jan- 
vier 1996. est considärä ätre situä dans la 
zone däcrite ä l’Article IV. paragraphe 3, du 
Traitä et non pas dans la zone däcrite ä 
l’Article V, paragraphe 1(A), du Traitä. 


signed, the Russian Federation shall limit 
Its battie tanks, armoured combat vehicles, 
and artlllery so that, no later than 31 May 
1999 and thereafter, the aggregate num- 
bers do not exceed: 

(A) 1 ,800 battie tanks; 

(B) 3,700 armoured combat vehicles, of 
which nö more than 552 shall be lo- 
cated within the Astrakhan oblast; no 
more than 552 shall be located within 
the Volgograd obiast; no more than 310 
shall be located within the eastem part 
of the Rostov oblast described in Sec- 
tion III, Paragraph 1. of this Document; 
and no more than 600 shall be located 
within the Pskov obiast; and 

(C) 2,400 pieces of artjilery. 

2. Within the Odessa oblast, Ukraine shall 
limit its battie tanks, armoured combat 
vehicles, and artillery so that, upon provi- 
sional application of this Document and 
thereafter, the aggregate numbers do not 
exceed: 

(A) 400 battie tanks; 

(B) 400 armoured combat vehicles; and 

(C) 350 pieces of artillery. 

3. Upon provisional application of this 
Document and until 31 May 1999, the Rus- 
sian Federation shall limit its battie tanks, 
armoured combat vehicles, and artillery, 
within the area described In Article V, sub- 
paragraph 1(A), of the Treaty, as under- 
stood by the Union of Soviet Socialist 
Republics at the time the Treaty was 
signed, so that the aggregate numbers do 
not exceed: 

(A) 1,897 battie tanks; 

(6) 4,397 armoured combat vehicles; and 
(C) 2,422 pieces of artillery. 

1 . For the purposes of this Document and 
the Treaty, the following territory, as consti- 
tuted on 1 January 1996, df the Russian 
Federation shalt be deemed to be located 
in the area described in Article IV, Para- 
graph 2, of the Treaty rather than in the 
area described in Article V, subpara- 
graph 1(A), of the Treaty: the Pskov oblast; 
the Volgograd oblast; the Astrakhan oblast, 
that part of the Rostov oblast east of the 
line extending from Kushchevskaya to Vol- 
godonsk to the Volgograd oblast border, 
including Volgodonsk; and Kushchevskaya 
and a narrow corridör in Krasnodar kray 
leading to Kushchevskaya. 


2. For the purposes of this Document and 
the Treaty, the territory of the Odessa 
oblast, as constituted on 1 January 1996, 
of Ukraine shall be deemed to be located in 
the area described in Article IV, Para- 
graph 3, of the Treaty rather than in the 
area described In Article V, subpara- 
graph 1 (A), of the T reaty . 
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IV 

1 . Die Vertragsstaaten prüfen im Zeitraum 
bis zum 31. Mai 1999 die Bestimmungen 
des Vertrags betreffend ausgewiesene 
ständige Lagerungsstätten dahingehend, 
daß alle in ausgewiesenen ständigen Lage- 
rungsstätten vorhandenen Kampfpanzer, 
gepanzerten Kampffahrzeuge und Artille- 
riewaffen, einschließlich der von regionalen 
zahlenmäßigen Begrenzungen erfaßten, in 
aktiven Truppenteilen disloziert werden 
können. 

2. Die Russische Föderation hat das 
Recht, die Bestimmungen des Vertrags be- 
treffend die vorübergehende Dislozierung 
von Kampfpanzern, gepanzerten Kampf- 
fahrzeugen und Artillerie Waffen innerhalb 
ihres Hoheitsgebiets und außerhalb ihres 
Hoheitsgebiets in höchstmöglichem Aus- 
maß zu nutzen. Solche vorübergehende 
Dislozierungen in dem Hoheitsgebiet eines 
anderen Vertragsstaats kommen durch 
freie Verhandlungen unter vollständiger 
Achtung der Souveränität der beteiligten 
Vertragsstaaten zustande. 

3. Die Russische Föderation hat das 
Recht, die Neuaufteilung der im Überein- 
kommen von Taschkent vom 15. Mai 1992 
über die Prinzipien und Verfahren für die 
Durchführung des Vertrags über konventio- 
nelle Streitkräfte in Europa festgelegten 
derzeitigen Quoten für Kampfpanzer, ge- 
panzerte Kampffahrzeuge und Artillerie- 
waffen im Einklang mit bestehenden Über- 
einkünften in höchstmöglichem Ausmaß zu 
nutzen. Solche Neuaufteilungen kommen 
durch freie Verhandlungen unter vollstän- 
diger Achtung der Souveränität der betei- 
ligten Vertragsstaaten zustande. 

4. Die Russische Föderation rechnet jedes 
gepanzerte Kampffahrzeug, das in ihrem 
Informationsaustausch zum 1 . Januar 1 996 
als „soll abgezogen werden“ angeführt war 
und nicht bis zum 31 . Mai 1 999 abgezogen 
ist, auf die im Vertrag und in Abschnitt 11 
Absatz 1 dieses Dokuments festgelegten 
zahlenmäßigen Begrenzungen an. 

V 

1. Zusätzlich zu dem nach Abschnitt VII 
Absatz 1 Buchstabe C des Protokolls über 
Notifikationen und Informationsaustausch 
erfolgenden jährlichen Informationsaus- 
tausch übermittelt die Russische Födera- 
tion nach der vorläufigen Anwendung die- 
ses Dokuments und alle sechs Monate 
nach dem jährlichen Informationsaus- 
tausch Informationen gleich jenen im jähr- 
lichen Informationsaustausch über das in 
Artikel V Absatz 1 Buchstabe A des Ver- 
trags beschriebene Gebiet, das zum Zeit- 
punkt der Unterzeichnung des Vertrags der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
zugerechnet wurde. Im Falle von Kusch- 
tschewskaja übermittelt die Russische 
Föderation diese zusätzlichen Informatio- 
nen alle drei Monate nach dem jährlichen 
Informationsaustausch. 

2. Mit der vorläufigen Anwendung dieses 
Dokuments übermittelt die Ukraine „F21“- 
Notifikationen für ihre Bestände innerhalb 


IV 

1. Les Etats Parties examinent, au cours 
de la Periode allant jusqu’au 31 mai 1999, 
les dispositions du Traite relatives aux 
depöts permanents designes de maniere ä 
permettre ä tous les chars de bataille, vehi- 
cules blindes de combat et pieces d’artille- 
rie situes dans des depöts permanents 
designes, notamment ceux qui sont sou- 
mis ä des limites numeriques regionales, 
d’etre places dans des unites d’active. 

2. La Föderation de Russie a le droit de 
recourir dans toute la mesure du possible 
aux dispositions du Traite relatives au de- 
ploiement temporaire de chars de bataille, 
de vehicules blindes de combat et de pie- 
ces d’artlllerie ä T Interieur et ä l’exterieur de 
son territoire. Ces deploiements temporai- 
res sur le territoire d’autres Etats Parties 
sont effectues au moyen de libres negocia- 
tions et dans le plein respect de la souve- 
rainete des Etats Parties concernes. 


3. La Federation de Russie a, conforme- 
ment aux accords existants, le droit de 
recourir dans toute la mesure du possible ä 
une reattribution des quotas äctuels fixes 
pour les chars de bataille, les vehicules 
blindes de combat et les pieces d’artillerle 
par l’Accord sur les principes et procedu- 
res d’application du Traite sur les Forces 
armees conventionnelles en Europe, fait ä 
Tachkent le 15 mai 1992. Ces reattributions 
sont effectuees au moyen de libres nego- 
ciations et dans le plein respect de la sou- 
verainete des Etats Parties concernös. 

4. La Federation de Russie soumet aux 
limites numeriques fixees dans le Traite 
et au paragraphe 1 de la section irdu 
present Document tous les vehicules blin- 
des de combat qui etaient indiques dans 
l’echange dMnformations du janvier 
1996 comme «devant etre retlres» et qui 
n’auront pas ete retires au 31 mai 1999. 

V 

1. Outre Techange annuel d’informations 
effectue conformöment ä la Section VII, 
paragraphe 1(C), du Protocole sur la nöti- 
fication et Techange d’informations, la 
Fedöration de Russie communique les 
informations äquivalentes ä celles foumies 
dans le cadre de l’echange annuel d’infor- 
mations sur la Zone decrite ä l’Article V, 
paragraphe 1(A), du Traitö, teile que la con- 
cevait l’Union des Republiques socialistes 
sovietiques au moment oü le Traitö a ete 
signö, dös l’application provisoire du pre- 
sent Document et tous les six mois apres 
l’öchange annuel d’informations. Dans le 
cas de Kouchtchevskaya, la Federation de 
Russie communique ces informations sup- 
plementaires tous les trois mois, apres 
l’öchange annuel d’informations. 

2. Des l’application provisoire du present 
Document, 1’ Ukraine foumit des notifica- 
tions «F21>> sur ses dotations dans r«ob- 


IV 

1. The States Parties shall, during the 
period before 31 May 1999, examine the 
Treaty provisions on designated perma- 
nent storage sites so as to allow all battle 
tanks, armoured combat vehicles, and artil- 
lery In designated permanent storage sites, 
including those subject to regional numeri- 
cal limitations, to be located with active 
units. 


2. The Russian Federation shall have the 
right to utilize to the maximum extent pos- 
sible the provisions of the Treaty on tem- 
porary deptoyment of battle tanks, ar- 
moured combat vehicles, and artillery 
with in its territory and outside its territory. 
Such temporary deployments on the 
territory of other States Parties shall be 
achieved by means of free negotiations 
and with full respect for the sovereignty of 
the States Parties involved. 


3. The Russian Federation shall have the 
right to utilize, to the maximum extent 
possible, reallocation, in accordance with 
existing agreements, of the current quotas 
for battle tanks, armoured combat ve- 
hicles, and artillery established by the 
Agreement on the Principles and Proce- 
dures for the Implementation of the Treaty 
on Conventional Armed Forces in Europe, 
done at Tashkent on 15 May 1992. Such 
reallocations shall be achieved by means of 
free negotiations and with full respect for 
the sovereignty of the States Parties in- 
volved. 

4. The Russian Federation shall count 
against the numerical limitations estab- 
lished in the Treaty and paragraph 1 of 
Section II of this Document any armoured 
combat vehicles listed as “to be removed” 
in its Information exchange of 1 January 
1996 that are not so removed by 31 May 
1999. 

V 

1. In addition to the annual Information 
exchange provided pursuant to Section VII, 
subparagraph 1(C), of the Protocol on Noti- 
fication and Exchange of Information, the 
Russian Federation shall provide Informa- 
tion equal to that reported in the annual 
Information exchange on the area de- 
scribed in Article V, subparagraph 1(A), 
of the Treaty, as understood by the Union 
of Soviet Socialist Republics at the time 
the Treaty was signed, upon provisional 
application of this Document and every 
six months after the annual Information 
exchange. In the case of Kushchevskaya, 
the Russian Federation shall provide such 
additional Information every three months 
after the annual Information exchange. 


2. Upon provisional application of this 
Document, Ukraine shall provide “F21” 
notifications for its holdings within the 
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der Oblast Odessa auf Grundlage von Ver- 
änderungen um fünf, anstelle von zehn 
Prozent, oder mehr in zugeordneten Be- 
ständen. 

3. Vorbehaltlich der Absätze 5 und 6 die- 
ses Abschnitts läßt die Russische Födera- 
tion nach der vorläufigen Anwendung die- 
ses Dokuments jedes Jahr zusätzlich zu 
ihrer nach Abschnitt II Absatz 10 Buch- 
stabe D des Inspektionsprotokolls festge- 
legten passiven Quote für gemeldete 
Inspektionsstätten insgesamt höchstens 
zehn zusätzliche Inspektionen gemeldeter 
Inspektionsstätten, die im Einklang mit 
dem InspektionsprotokoU durchgeführt 
werden, in Verifikationsobjekten zu, 

(A) die sich innerhalb der Oblast Pskow, 
der Oblast Wolgograd, der Oblast 
Astrachan, jenes Teils der Oblast 
Rostow, der östlich der Linie Kusch- 
tschewskaja - Wolgodonsk - Grenze 
der Oblast Wolgograd liegt und Wolgo- 
donsk einschließt, in Kuschtschew- 
skaja und In einem schmalen Korridor 
im Kraj Krasnodar, der nach Kusch- 
tschewskaja führt, befinden; 

(B) in denen durch den Vertrag begrenzte 
konventionelle Waffen und Ausrüstun- 
gen vorhanden sind, die von der Russi- 
schen Föderation In ihrem jährlichen 
Informationsaustausch vom 1. Januar 
1996 als „sollen abgezogen werden“ 
bezeichnet wurden, solange bis eine 
Inspektion einer gemeldeten Inspek- 
tionsstätte bestätigt, daß diese Aus- 
rüstung abgezogen wurde. 

4. Vorbehaltlich der Absätze 5 und 6 die- 
ses Abschnitts läßt die Ukraine nach der 
vorläufigen Anwendung dieses Dokuments 
jedes Jahr zusätzlich zu ihrer nach Ab- 
schnitt II Absatz 10 Buchstabe D des In- 
spektionsprotokolls festgelegten passiven 
Quote für gemeldete Inspektionsstätten 
insgesamt höchstens eine zusätzliche 
Inspektion einer gemeldeten Inspektions- 
stätte, die im Einklang mit dem Inspek- 
tionsprotokoll durchgeführt wird, in Verifi- 
kationsobjekten zu, die sich innerhalb der 
Oblast Odessa befinden. 

5. Die Anzahl der nach den Absätzen 3 
und 4 dieses Abschnitts in Verifikations- 
objekten durchgeführten zusätzlichen In- 
spektionen gemeldeter Inspektionsstätten 
darf nicht größer sein als die Anzahl der 
nach Abschnitt II Absatz 10 Buchstabe D 
des Inspektronsprotokolls festgelegten In- 
spektionen im Rahmen der passiven Quo- 
ten für gemeldete Inspektionsstätten, die in 
diesen Verifikationsobjekten während des- 
selben Jahres durchgeführt werden. 

6. Alle zusätzlichen Inspektionen gemel- 
deter Inspektionsstätten, die nach den Ab- 
sätzen 3 und 4 dieses Abschnitts durch- 
geführt werden, 

(A) werden auf Kosten des inspizierenden 
Vertragsstaats im Einklang mit den je- 
weils geltenden handelsüblichen Tari- 
fen durchgeführt; und 

(B) werden, nach dem Ermessen des Inspi- 
zierenden Vertragsstaats, entweder als 


last« d’ Odessa sur la base de modifications 
de cinq pour cent, et non de dix pour cent 
ou plus, de ses dotations attribuees. 

3. Sous reserve des dispositions enon- 
cöes aux paragraphes 5 et 6 de la präsente 
section, la Federation de Russie accepte 
chaque annäe, des Tapplication provisoire 
du präsent Document, en sus de son quota 
passif d’inspection de site däciarä, fixe 
conformäment ä la Section II, paragraphe 
10(D), du Protocole sur Tinspection, jus- 
qu’ä dix inspections supplämentaires de 
Site däciare conduites, conformäment au 
Protocole sur l’inspection, sur des objets 
de värification: 

(A) situäs dans r«oblast» de Pskov, r«ob- 
last» de Volgograd, r«oblast>> d’Astrak- 
han, la partie de |N<oblast» de Rostov 
situäe ä Test d’üne ligne allant de 
Kouchtchevskaya ä Volgodonsk jus- 
qu’ä la frontiäre de r«oblast» de Volgo- 
grad, comprenant notamment Volgo- 
donsk, Kouchtchevskaya et un ätroit 
couloir traversant le «kraY« de Kras- 
nodar jusqu’ä Kouchtchevskaya; 

(B) contenant des armements et des äqui- 
pements conventionnels limitäs par le 
Traitä, däsignes par la Fäderation de 
Russie, dans son ächange annuel d’in- 
formations du 1®^ janvier 1996 comme 
«devant etre retiräs«, jusqu’au moment 
oü une inspectlon de site däciarä con- 
firme que ces äquipements ont äte 
retiräs. 

4. Sous räserve des dispositions änon- 
cees aux paragraphes 5 et 6 de la präsente 
section, l’Ukraine accepte chaque annäe, 
des Tapplication provisoire du präsent Do- 
cumpnt, en sus de son quota passif d’in- 
spection de site däciare fixä conformäment 
ä la Section II, paragraphe 10{D), du Proto- 
cole sur l’inspection, au plus une inspec- 
tion supplämentaire de site däciarä con- 
duite, conformäment au Protocole sur l’in- 
spection, sur des objets de värification 
situäs dans r«oblast>> d’Odessa. 

5. Le nombre d’inspections supplämentai- 
res de site däciarä conduites sur des objets 
de värification en vertu du paragraphe 3 
ou 4 de la presente section ne depasse pas 
le nombre d’inspections fixe par le quota 
passif d’inspection de site däciarä, confor- 
mäment ä la Section II, paragraphe 10{D), 
du Protocole sur l’lnspection, qui sont con- 
duites sur ces objets de värification au 
cours de la meme annäe. 

6. Toutes les inspections supplämentaires 
de site däciare conduites conformäment au 
paragraphe 3 ou 4 de la presente section: 

(A) sont effectuees aux frais de l’Etat Partie 
inspecteur, conformäment aux tarifs 
commerciaux en vigueur; et 

(B) sont conduites, ä la discrätlon de l’Etat 
Partie inspecteur, soit en tant qu’in- 


Odessa oblast on the basis of changes of 
five, rather than ten, per cent or more in 
assigned holdings. 

3. Subject to paragraphs 5 and 6 of this 
Section, the Russian Federation shall, upon 
provisional application of this Document, 
accept each year. In addition to its passive 
declared site inspection quota established 
pursuant to Section II, subparagraph 10(D), 
of the Protocol on Inspection, up to a total 
of 10 supplementary declared site fnspec- 
tions, conducted In accordance with the 
Protocol on Inspection, at objects of verifi- 
cation: 

(A) located within the Pskov oblast; the 
Volgograd oblast; the Astrakhan oblast; 
that pari of the Rostov oblast east of 
the line extending from Kushchevskaya 
to Volgodonsk to the Volgograd oblast 
border, including Volgodonsk; and 
Kushchevskaya and a narrow corrfdor 
in Krasnodar kray leading to Kush- 
chevskaya; 

(B) containing conventional armaments 
and equipment limited by the Treaty 
designated by the Russian Federation 
in its annual information exchange of 
1 January 1996 as “to be removed”, 
until such time that a declared site in- 
spection confirms that such equipment 
has been removed. 


4. Subject to paragraphs 5 and 6 of this 
Section, Ukraine shall, upon provisional 
application of this Document, accept each 
year, in addition to its passive declared site 
inspection quota established pursuant to 
Section II, subparagraph 10{D), of the Pro- 
tocol on Inspection, up to a total of one 
supplementary declared site inspection, 
conducted In accordance with the Protocol 
on Inspection, at objects of verification 
located within the Odessa oblast. 


5. The number of supplementary declared 
site inspections conducted at objects of 
verification pursuant to paragraph 3 or 4 of 
this Section shall not exceed the number of 
declared site passive quota inspections, 
established in accordance with Section II, 
subparagraph 10(D), of the Protocol on In- 
spection, conducted at those objects of 
verification in the course of the same year. 


6. All supplementary declared site inspec- 
tions conducted pursuant to paragraph 3 
or 4 of this Section: 

(A) shall be carried out at the cost of the 
inspecting State Party, consistent with 
prevailing commerclal rates; and 

(B) at the discretion of the inspecting State 
Party, shall be conducted either as a 
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eine Foigelnspektion oder als eine 
eigene Inspektion durchgeführt. 

VI 

1 . Dieses Dokument tritt mit dern Eingang 
der Notifikation der Bestätigung der Zu- 
stimmung durch alle Vertragsstaaten beim 
Verwahrer in Kraft. Abschnitt li Absätze 2 
und 3 sowie die Abschnitte IV und V 
dieses Dokuments werden hiermit vom 
31. Mal 1996 bis 15. Dezember 1996 
vorläufig angewendet. Wenn dieses Doku- 
ment nicht am 15. Dezember 1996 In Kraft 
tritt, wird es von den Vertragsstaatea über- 
prüft. 

2, Dieses Dokument wird in allen sechs 
offiziellen Sprachen des Vertrags bei der 
zum Verwahrer des Vertrags bestimmten 
Regierung des Königreichs der Nieder- 
lande hinterlegt, die allen Vertragsstaaten 
Abschriften dieses Dokuments übermittelt. 


spections sequentielles soit en tant 
qu’inspections distinctes. 

VI 

1 . Le present Document entre en vigueur 
dös que le däpositaire regoit de tous les 
Etats Parties une notification confirmant 
leur approbation. Les paragraphes 2 et 3 
de ia section II et les sections IV et V du 
present Document sont ainsi provisoire- 
ment appüques ä compter du 31 mai 1996 
jusqu'au 15 döcembre 1996. Si le präsent 
Document n’entre pas en vigueur le 15 dä- 
cembre 1996, « est alors räexamtnä parles 
Etats Parties. 

2. Le präsent Document est deposä, dans 
les six langues officielles du Traitä, aupräs 
du Gouvernement du Royaume des Pays- 
Bas, däpositaire designä du Traitä, qui 
diffuse des exemplaires ä tous les Etats 
Parties. 


sequential inspection or as a separate 
inspection. 

VI 

1. This Document shall enter into force 
upon receipt by the Depositary of notifi- 
cation of confirmation of approval by all 
States Parties. Section II, paragraphs 2 
and 3, Section IV and Section V of this 
Document are hereby provisionally applied 
as of 31 May 1996 through 15 December 
1996. If this Document does not enter into 
force by 15 December 1 996, then it shall be 
review^ by the States Parties. 

2. This Document, in all sIx official lan- 
guages of the Treaty, shall be deposited 
with the Government of the Kingdom of the 
Netherlands, as the designated Depositary 
for the Treaty, which shall circulate copies 
of this Document to all States Parties. 
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Denkschrift zum Abkommen 


A Allgemeines 

1. Die Fiankenvereinbarung wurde anläßlich der ersten 
Konferenz zur Überprüfung der Wirkungsweise des 
Vertrags über konventionelle Streitkräfte in Europa 
und der Abschließenden Akte der Verhandlungen über 
Personalstärken am 31. Mai 1996 in Wien durch Ent- 
schließung angenommen. Sie erlaubt der Russischen 
Föderation und der Ukraine, zukünftig mehr gepanzer- 
te Kampffahrzeuge, Kampfpanzer und Artilleriewaffen 
in der in Artikel V Abs. 1 Buchstabe A des KSE-Ver- 
trags definierten Flankenregion als bisher erlaubt zu 
stationieren. 

Die Flankenvereinbarung ist ein Kompromiß zwischen 
Forderungen der Russischen Föderation sowie der 
Ukraine einerseits, die Anzahl gepanzerter Kampffahr- 
zeuge, Kampfpanzer und Artilleriewaffen in der Flan- 
kenregion zu erhöhen, und dem Bestreben der übrigen 
Vertragsstaaten andererseits, destabilisierende Kräfte- 
konzentrationen im Anwendungsgebiet des KSE-Ver- 
trags zu verhindern. - 

2. Rußland und die Ukraine führten seit Ende 1 993 Klage 
über eine nach Ihrer Auffassung in der neuen Situation 
Europas ungerechtfertigte Ungleichbehandlung. Sie 
wiesen darauf hin, daß nur sie aufgrund ihrer geogra- 
phischen Gegebenheiten - u.a. in Folge der Flanken- 
regelung gemäß Artikel V des KSE-Vertrags - neben 
nationalen Gesamtobergrenzen auch regionale Statio- 
nierungsbeschränkungen zu beachten hätten. Ruß- 
land sah dadurch vor allem seine Sicherheitsinteres- 
sen im Kaukasus gefährdet. Die Ukraine verwies auf 
die hohen Kosten, die mit einer Verlegung von Trup- 
penteilen aus der Flankenregion in andere Teile des 
Landes verbunden gewesen wären. 

3. Trotz eingehender Diskussionen konnte lange Zeit in 
dieser Frage keih Fortschritt erzielt werden. Ein fast 
greifbarer Erfolg Ende 1994 wurde durch den Aus- 
bruch der Tschetschenien-Krise zunichte gemacht 

. Rußland präsentierte danach erst Im Juli 1995 wieder 
neue Vorschläge mit revidierten höheren Forderungen 
für die Flankenregion. Im September ,1 995 brachten 
die NATO-Staaten einen Kompromißvorschlag in die 
gemäß Artikel XVI des KSE-Vertrags eingesetzte Ge- 
meinsame Beratungsgruppe in Wien ein^ der erstmals 
eine Veränderung der russischen Militärbezirksgren- 
zen als Grundlage einer Lösung der Flankenproble- 
matik enthielt. Dieses Bhnzip führte schließlich nach 
monatelangen Bemühungen in Form der vorliegenden 
Flankenvereinbarung zum Erfolg. Ihre zentralen Rege- 
lungen traten sofort vorläufig in Kraft. Alle Vertrags- 
staaten sind aufgefordert, Ihre endgültige Zustimmung 
bis zum 15. Dezember 1 996 zu erteilen. 

4. Die neue Flankenvereinbarung sieht vor, die alte Flan- 
kenregion, wie sie von der UdSSR zur Zeit der Unter- 
zeichnung des KSE-Vertrags gegenüber den übrigen 
Vertragsstaaten anhand einer Karte der sowjetischen 
Militärbezirke definiert wurde, zu verkleinern. In der 
Russischen Föderation gehören zukünftig die Verwal- 
tungsgebiete (Obiasti) Pskow im Norden, Wolgograd, 
Astrachan und Teile der Verwaltungsregionen (Kraja) 
Rostow und Krasnod^ im Süden nicht mehr zur Flan- 
kenregion. Gleiches gilt in der Ukraine für das Verwal- 


tungsgebiet (Oblast) Odessa. Die Russische Födera- 
tion kann jetzt die Waffenbestände in der Flanken^ 
region auf verkleinertem Raum, d.h. mit größerer Dichte 
stationieren. Die Ukraine muß für die Einhaltung der 
Flankenregel nunmehr keine Truppenteile mehr dauer- 
haft aus der Oblast Odessa verlegen. 

5. Die Russische Föderation darf in der bisherigen Flan- 
kenregion ab dem 31. Mai 1999 nicht mehr als 1 800 
Kampfpanzer, 3700 gepanzerte Kampffahrzeuge und 
2400 Artilleriewaffen stationieren. Bis dahin dürfen die 
am 1 . Januar 1996 als vorhanden gemeldeten Bestän- 
de nicht überschritten werden (1897 Kampfpanzer, 
4397 gepanzerte Kampffahrzeuge und 2422 Artillerie- 
waffen). 

im Gegenzug verpflichtet sich Rußland, zusätzlich ein 
zweites Mal pro Jahr über die Bestände in der alten 
Flankenregion zu informieren und dort 10 zusätzliche 
Inspektionen zuzulassen. Die Ukraine wird den ande- 
ren Vertragsstaaten bereits kleinere Bestandsverände- 
rungen ab 6 % statt bisher 1 0 % im Verwaltungsgebiet 
Odessa mitteilen und hier eine zusätzliche Inspektion 
pro Jahr zulassen. 

6. Bei der Lösung der Flankenproblematik haben alle 
Vertragsstaaten verantwortungsbewußte Kooperati- 
onsfähigkeit bewiesen, die der Bedeutung des KSE- 
Vertrags für die europäische Sicherheitsarchitektur 
gerecht wurde. Das Flankenproblem wurde schließlich 
gelöst, ohne die Interessen kleinerer Staaten zu 
beschädigen. 

B. Besonderes 

Erläuterungen der Rankenvereinbarung und ihrer Ab- 
schnitte im einzelnen 

Abschnitt I 

In diesem Abschnitt wird klargestellt, daß der Artikel V des 
KSE-Vertrags mit unverändertem Wortlaut, allerdings 
unter Beachtung der Klarstellungen in Abschnitt III der 
Flankenvereinbarung (Verkleinerung der ehemaligen so- 
wjetischen Militärbezirke Nordkaukasus und Odessa), 
spätestens bis zum 31. Mai 1999 von allen Vertragsstaa- 
ten erfüllt werden muß. 

Da lediglich die Russische Föderation den Artikel V am 
1. Januar 1996 nicht einhielt (die Ukraine machte vom 
zulässigen Mittel der in Artikel V Abs. 1 Buchstabe C 
des KSE-Vertrags beschriebenen vorübergehenden Sta- 
tionierung Gebrauch), gilt diese Fristverlängerung nur für 
sie. 

Abschnitt II 

Dieser Abschnitt bezieht sich auf die urprüngliche (alte) 
Flankenregion, wie sie von Unterzeichnung des KSE-Ver- 
trags an bis zur vorläufigen Anwendung dieser Flanken- 
vereinbarung für die Russische Föderation bzw. die 
Ukraine gültig war. 

Mit den Obergrenzen (1800 Kampfpanzer, 3700 gepan- 
zerte Kampffahrzeuge und 2400 Artilleriewaffen), die am 
31. Mai 1999 In Kraft treten, wird sichergestellt, daß 
die Russische Föderation auch in den zukünftig nicht 
mehr zur Flankenregion zählenden Verwaltungsgebieten 
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(Oblasti) und -regionen (Kraja) nur einen begrenzten Teil 
ihrer zulässigen nationalen Gesamtbestände stationieren 
darf. Für einige der zukünftig ausgegrenzten Verwaltungs- 
gebiete werden spezielle Obergrenzen vereinbart, die 
zusätzlich destabilisierende Kräftekonzentrationen ver- 
hindern. 

Im Fall der Ukraine wird für das zukünftig ausgegrenzte 
Verwaltungsgebiet Odessa ebenfalls eine spezielle Ober- 
grenze vereinbart, die sofort in Kraft tritt. 

In Absatz 3 dieses Abschnitts wird für die Übergangs- 
zeit bis zum 31. Mai 1999 vereinbart, daß die Russische 
Föderation ihre Bestände in der ursprünglichen Flanken- 
region nicht über bestimmte Obergrenzen, die den im 
jährlichen Informationsaustausch gemeldeten Beständen 
am 1 . Januar 1 996 entsprechen, erhöhen darf. Damit wird 
auch für die Übergangszeit eine unbegrenzte Erhöhung 
der Waffenbestände in der alten Flankenregion ausge- 
schlossen. 

Abschnitt III 

In diesem Abschnitt wird der genaue Raum, um den die 
alte Flankenregion verkleinert wird, sowohl für die Russi- 
sche Föderation als auch für die Ukraine beschrieben. 

In einer nachträglichen Erläuterung hat die Russische 
Föderation am 25. Juli 1 996 präzisiert, daß mit der An- 
gabe Kuschtschewskaja ein Gebiet bezeichnet wird, das 
einem Kreis von 2,5 km Radius um das Hauptinstand- 
setzungswerk in Kuschtschewskaja entspricht. Der 
„schmale Korridor Im Kraj Krasnodar, der nach Kusch- 
tschewskaja“ führt, hat demnach eine Breite von 5 km. 

Abschnitt IV 

Dieser Abschnitt regelt die Anwendung einiger im KSE- 
Vertrag angelegter „Flexibilitäten“, die bereits im Verlauf 
der vorbereitenden Verhandlungen für die Flankenverein- 
barung bedeutsam waren. 

Die Verwendung von vertraglich begrenzten Waffen- 
systemen, die eigentlich in Depots einzulagern wären, 
in aktiven Einheiten ist bisher nur unter engen zeit- 
lichen Auflagen und in begrenztem Umfang möglich. Die 
Vertragsstaaten haben vereinbart, diese Regeln mit dem 
Ziel weiterer „Liberalisierung“ bis zum 31. Mai 1999 zu 
prüfen. 

Der Russischen Föderation wird zugestanden, von der in 
Artikel V Abs. 1 Buchstabe C angelegeten Flexibilität 
der vorübergehenden Stationierung in höchstmöglichem 
Umfang Gebrauch zu machen, d.h. die eigentlich für die 
gesamte Vertragsstaatengruppe gedachte Quote weit- 
gehend allein auszuschöpfen. Allerdings darf dies nur im 
Einverständnis mit dem Vertragsstaat, auf dessen Terri- 
torium die Waffensysteme stationiert werden sollen, 
geschehen. 


Ergänzend wird noch einmal auf die vertraglich einge- 
räumte Flexibilität des Artikels VII Abs. 3 des KSE-Ver- 
trags hingewiesen, nach der eine nachträgliche Verände- 
rung der nationalen Waffenobergrenzen im Einvernehmen 
mit anderen Vertragsstaaten möglich Ist. Im Fall der Rus- 
sischen Föderation müßte das Abkommen von Taschkent 
vom 15. Mai 1992 geändert werden, mit dem die Nach- 
folgestaaten der UdSSR deren Erbe verteilten. 

In Absatz 4 wird klargestellt, daß die Russische Födera- 
tion gepanzerte Kampffahrzeuge, die im Informationsaus- 
tausch zum 1. Januar 1996 mit dem Zusatz „sollen ab- 
gezogen werden“ gekennzeichnet waren, spätestens bis 
31. Mai 1999 abziehen oder andernfalls bei den Be- 
standszahlen für die Flankenregion berücksichtigen muß. 

Abschnitt V 

Dieser Abschnitt beinhaltet zusätzliche Pflichten für die 
Russische Föderation und die Ukraine, mittels derer die 
Transparenz ihrer jeweiligen Streitkräfte In der Flanken- 
region noch weiter gefördert werden soll. 

Die Russische Föderation wird häufiger als bisher über 
die Bestände in der gesamten alten Flankenregion infor- 
mieren und in dem ausgegrenzten Gebiet jährlich zehn 
zusätzliche Inspektionen zulassen. Die Ukraine wird den 
anderen Vertragsstaaten bereits kleinere Bestandsver- 
änderungen ab 5% statt bisher 10% im Verwaltungs- 
gebiet Odessa mittellen und hier jährlich eine zusätzliche 
Inspektion zulassen. 

Vom Recht der Zusatzinspektion darf nur in dem Umfang 
Gebrauch gemacht werden, so daß die Anzahl der Zu- 
satzlnspektionen in der urprünglichen Flankenregion die 
Summe der durchgeführten Routineinspektionen nicht 
übersteigt. 

Die Kosten der Zusatzinspektionen sind in vollem Umfang 
vom inspizierenden Vertragsstaat zu tragen. Dies weicht 
von der Regelung für Routineinspektionen ab, bei denen 
der inspizierte Vertragsstaat die Kosten ab dem offiziellen 
Einreiseort übernimmt. 

Abschnitt VI 

Die Kernregelungen der Flankenvereinbarung (Abschnitt li 
Abs. 2 und 3 sowie die Abschnitte IV und V) werden seit 
dem 31 . Mai 1 996 vorläufig angewendet, um den seit dem 
17. November 1995 (Wirksam werden der Waffenober- 
grenzen) bestehenden Schwebezustand umgehend zu 
beenden. 

Die Flankenvereinbarung wird erst nach Abschluß der 
erforderlichen Innerstaatlichen Zustimmungsverfahren 
und sobald alle 30 Vertragsstaaten dem Verwahrer des 
Vertrags, dem Königreich der Niederlande, dies notifiziert 
haben, in Kraft gesetzt. Geschieht dies bis zum 1 5. De- 
zember 1996 nicht, wird die Flankenvereinbarung erneut 
von den Vertragsstaaten überprüft werden. 
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